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Soll Priva chaft 
G~ppeSaIÜeren? 

Regierungspräsident: Mediation injedern Falle fortsetzen 

Ste;ye.rberg J Müoclteha,e.D (re). Ei­
ne Privatisierung der Sicherung und 
Saniero.na der Sonderabfalldeponie 
(SAD) Münchehagen wird Im Finanz­
ministerium ernsthaft geprüft." Das 
erkllrte der Prlsident des Regierungs­
bezirks Hannover wAhrend einer Prea­
sekonferenz in Steyerberg auf HAR­
KE-Antrage. Dr. Werner Grelfe!t un­
terstrich dabei, das Mediationsverfah­
ren zur Eindlmmung von Konflikten 
werde in jedem raUe fortgesetzt. Du 
sei allein schon aus Gründen der Ab­
stlmmnung zwischen den beteiligten 
Behörden, Verbinden, Bürgern und 
Stadten Rehburg-Loccum sowie Pe­
tenhagen notwendig. 

Cr. Greifett sieht erhebliche Vorteile 

Elner Privatisierung mit Mißtrauen 
zu begegnen, dafür gibt es nach Auf­
fassung GreUelts keinen Anlaß. Für 
ihn bietet ein tolcher Schritt erhebU­
che Vorteile: 

• Ellizienteres und daher wirt­
Icl}aftlicheres Handeln. 

• Raschere Abwicklung von Maß­
nahmen. 

• Herausnahme der jährlichen Ko­
sten aus dem jedes Jahr neu aufzustel­
lenden Landes.haushalt ennOglichten 
größere Freiräume far Planung und 
Umsetzung von Maßnahmen. 

• Privatisierung sei möglicherweise 
zwar etwas \eurer. Die Mehraufwen­
dungen würden jedoch durch die vor­
genannten Punkte ausgeglichen. 

Wer kontrolliert Gesellschaft? 

Als Privatlaierungsfonn stellt sich 
der Regierungsprlsident eine G1!1iell­
schaft vor. Diese konne bei hoheitli­
chem Handeln einerseits kontrolliert 
werden Ober die Rechtsaufsicht, ande­
rrneits unter der Aufßcht der Be-­
zirksregierung, die sich zur Erfüllung 
der Aufgaben der biaher auf der SAn 
tAtlgen Maruuchaft dei Staatlichen 

Amts für Wasser und Abfall (StAWA) 
Sulingen bedienen könnte. Dabei sei 
vorstellbar, daß das StAWA-Team als 
Beschäftigte der Gesellschaft zuge­
schlagen werden roJt Option einer 
Rückkehr in die Behörde nach Erledi­
gung der Aufgaben. Bei der Frage 
nach Kontrolle komme es zudem dar­
auf an, wer als Gesellschafter auftrete. 
Das könnten das Land Niedersachsen, 
Gebietskörperschaften und die betei­
ligten Unternehmen sein. 

.Es .nd feh"'gemachtworden· 

Die Sicherung der AJUast und das 
damit verbundene Mßnchehagen-Ver­
fahren, wo BehOrden, Bürger, Verbin­
de und Gebietskörperschaften um ein 
gemeinsames Vorgehen ringen, droht 
wie in den vergangenen Jahren erneut 
zu platzen. Wie bericbtet war von 
"Pannen und Pleiten" die Rede, die in 
erster Linie an die Projektkoordlnati­
on bzw. an den Umg"ng der Behörden 
mit den weiteren Beteiligten adres­
siert war. Vertreter der Bezirksregie­
rung und des Umweltministeriwns 
hatten im März 1995 In Loccum Besse­
rung durch eine neue Projektgruppe 
venichert. Diese kam durch die in 
Hannover angedachte Verwaltungsre­
fonn und dadurch bedingte Einsprü­
che dea Personalrats auf Landesebene 
nicht zustande, weil das vergleichswei­
se kleine StAWA um AuflÖ6ung fürch­
tete. "Sehlampereien im Bau- und Si­
cherheltabetrieb", wie Mitglieder dea 
Vennittlungsausschusses durchblicken 
ließen, "AJleingAnge sowie unterlasse­
ne Infonnation" der Projektkoordina­
tion, des StAWA und "Skandale mit 
der Entsorgung" von Sonderabfillen, 
die auf der SAD entstanden. haben das 
Verfahren erneut vor ein Platzen ge­
führt. "Es wurden Fehler gemacht", so 
Dr. Grellelt. "DarUber müssen wir re­
den, aber nicht verumglimpfen", sagte 
er in Richtung Bürgerinitiativen und 
BUND. 


